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BETREFF   Umsatzsteuer;  

  Umsatzsteuerliche Behandlung von Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen;  
Gutschein-Richtlinie (EU) 2016/1065 vom 27. Juni 2016;  
Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im  Internet  
und zur Änderung  weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11.  April 2018  

GZ III C 2 - S 7100/19/10001 :002 
DOK 2020/1051603 

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Der Europäische Rat hat am 27. Juni 2016 die Richtlinie (EU) 2016/1065 zur Änderung der 
Richtlinie 2006/112/EG (MwStSystRL) hinsichtlich der Behandlung von Gutscheinen verab-
schiedet (ABl. L 177 vom 1. Juli 2016, S. 9; im Folgenden: Gutschein-Richtlinie). Mit der 
Gutschein-Richtlinie werden spezielle Vorschriften für die umsatzsteuerliche Behandlung von 
Gutscheinen in die MwStSystRL eingefügt. 

Gutscheine nehmen im stationären Handel - wie im Online-Vertrieb - eine bedeutende Positi-
on ein. Mit den neuen Vorschriften soll zukünftig eine einheitliche steuerliche Behandlung 
von im Binnenmarkt gehandelten Gutscheinen gewährleistet werden. Die Gutschein-
Richtlinie soll insbesondere der Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen sowie der Ver-
meidung der Doppel- oder Nichtbesteuerung dienen. Diese Vorschriften sollen aber nur Gut-
scheine betreffen, die zur Einlösung gegen Gegenstände oder Dienstleistungen verwendet 
werden können. 

Bei Gutscheinen wurde bisher im Umsatzsteuerrecht zwischen Wertgutscheinen und Waren-
oder Sachgutscheinen unterschieden. Während Wertgutscheine über einen bestimmten Nenn-

www.bundesfinanzministerium.de 
www.eu2020finance.de 

http:www.eu2020finance.de
http:www.bundesfinanzministerium.de


 
     

 
 

 
  

   
 

 
 

  
  
 
    

 
  

  

  
  

  
     

 

 
 

 
 

  

 
  

 
 
  
 

 
  

   
 

 

Seite 2 betrag bei dem ausstellenden Händler gegen eine beliebige Ware oder Dienstleistung einge-
tauscht werden konnten, bezogen sich Waren- oder Sachgutscheine auf eine konkret bezeich-
nete Ware oder Dienstleistung. 

Die Ausgabe eines Wertgutscheins wurde lediglich als Tausch von Zahlungsmitteln behandelt 
und stellte selbst keine Leistung im umsatzsteuerlichen Sinne dar. Die Umsatzsteuer entstand 
erst im Fall der Einlösung des Wertgutscheins und damit bei Ausführung des konkreten 
Umsatzes. 

Bei Waren- oder Sachgutscheinen ist der Bezug zu der im Gutschein bezeichneten Leistung 
bereits bei Ausgabe des Gutscheins gegeben. Daher stellte der bei Erwerb eines Warengut-
scheins gezahlte Betrag eine Anzahlung auf die bezeichnete Leistung dar, die der Anzah-
lungsbesteuerung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 UStG unterlag. 

Mit Gesetz vom 11. April 2018, BGBl. I S. 2338, wurden die Artikel 30a, 30b sowie 
73a MwStSyStRL durch die Einführung des § 3 Abs. 13 bis 15 UStG mit Wirkung zum 
1. Januar 2019 in nationales Recht umgesetzt. Auf die Erwägungsgründe der Gutschein-
Richtlinie sowie die Gesetzesbegründung zur Einführung des § 3 Abs. 13 bis 15 UStG wird 
hingewiesen (Seite 58 der BT-Drucksache 19/4455). Entscheidendes Abgrenzungsmerkmal 
ist, ob bei dem Gutschein die Verpflichtung besteht, ihn als Gegenleistung - ganz oder teil-
weise anstelle einer regulären Zahlung - für eine Lieferung von Gegenständen oder eine 
Erbringung von sonstigen Leistungen anzunehmen. Das Gesetz sieht ebenso wie die Gut-
schein-Richtlinie per Definition Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheine vor. 

Insbesondere die Gutscheine, die den Inhaber nur zu einem Preisnachlass oder einer Preiser-
stattung (vgl. Abschnitt 17.2 UStAE) berechtigen, aber nicht das Recht verleihen, solche 
Gegenstände oder Dienstleistungen zu erhalten, sind von den neuen Regelungen nicht betrof-
fen. Briefmarken, Fahrscheine, Eintrittskarten für Kinos und Museen sowie vergleichbare 
Instrumente fallen ebenfalls nicht in den Anwendungsbereich des § 3 Abs. 14 und 15 UStG, 
da in diesen Fällen bereits über die bloße Annahmeverpflichtung hinausgehende Ansprüche 
bestehen und es sich hierbei vorrangig um Zahlungsnachweise handelt. 

I. Änderung des Anwendungserlasses 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Januar 2010, BStBl I 
S. 864, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 28. Oktober 2020 - III C 5 -
S 7427/19/100002 :007 (2020/1027480), BStBl I S. xxxx, geändert worden ist, wie folgt 
geändert: 



 
   
 

  
 

   
   

 
 

 

  

 
 
    

 
 

   
   

   

    
   

  
 
 

   
 

     

   

 
  

   
   

  
  

  
  

  
 

 

    
 
      

  
 

  
 

  
   

Seite 3 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

Nach der Angabe „3.16 Leistungsbeziehungen bei der Abgabe werthaltiger Abfälle“ 
wird die Angabe „3.17 Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheine“ eingefügt. 

2. Nach Abschnitt 3.16 UStAE wird folgender Abschnitt 3.17 UStAE eingefügt: 

„3.17 Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheine 

Def in i t i on  und  Abgrenzung  von  Guts che inen  

(1) 1Gutscheine im Sinne des § 3 Abs. 13 UStG sind solche Instrumente, die vom
Berechtigten ganz oder teilweise anstelle einer regulären Geldzahlung als Gegenleis-
tung zur Einlösung gegen Gegenstände oder sonstige Leistungen verwendet werden
können. 2Diese Instrumente können körperlicher Art sein (z. B. Papierdokumente
oder Plastikkarten) oder in elektronischer Form bestehen. 3Ein Gutschein im Sinne 
des § 3 Abs. 13 UStG kann auch dann vorliegen, wenn der auf dem Gutschein auf-
gedruckte Nennwert nicht zur vollständigen Begleichung der Leistung ausreicht und 
der Gutscheininhaber im Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Gutscheins eine 
Zuzahlung leisten muss. 4§ 3 Abs. 13 UStG findet keine Anwendung bei Instrumen-
ten, die den Inhaber lediglich zu einem Preisnachlass oder zu einer Preiserstattung
beim Erwerb von Gegenständen oder Dienstleistungen berechtigen, aber nicht das
Recht verleihen, solche Gegenstände oder sonstige Leistungen auch tatsächlich zu
erhalten (vgl. § 3 Abs. 13 Satz 2 UStG, Abschnitt 17.2). 5Gutscheine für Warenproben 
oder Muster lösen grundsätzlich kein Entgelt aus und stellen keinen Gutschein i. S. d. 
§ 3 Abs. 13 UStG dar. 6Briefmarken, Fahrscheine, Eintrittskarten für Kinos und 
Museen sowie vergleichbare Instrumente fallen ebenfalls nicht in den Anwen-
dungsbereich des § 3 Abs. 13 UStG. 7Kann das Zahlungsinstrument jederzeit und
voraussetzungslos gegen den ursprünglich gezahlten bzw. den noch nicht verwende-
ten Betrag zurückgetauscht werden, ist von einer Guthabenkarte im Unterschied zu
einer Gutscheinkarte und damit von einem bloßen Zahlungsmittel auszugehen. 8Ein 
Zahlungsdienst i. S. d. Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur
Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG gilt
auch nicht als Gutschein i. S. d. § 3 Abs. 13 UStG. 9Aussteller des Gutscheins ist der-
jenige, der den Gutschein im eigenen Namen ausgestellt hat. 10Der Verkauf eines
Gutscheins zwischen Unternehmern wird im Folgenden als Übertragung bezeichnet.
11Der Verkauf eines Gutscheins an Kunden wird im Folgenden als Ausgabe 
bezeichnet. 

E inzweck  -Gut sche ine  i .  S .  d .  §  3  Abs .  14  US tG 

(2) 1Ein Einzweck-Gutschein nach § 3 Abs. 14 Satz 1 UStG ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Ort der Lieferung oder sonstigen Leistung, zu deren Bezug der
Gutschein berechtigt, sowie die geschuldete Umsatzsteuer, bei dessen Ausgabe bzw.
erstmaliger Übertragung durch den Aussteller des Gutscheins feststehen. 2Für die 
Annahme eines Einzweck-Gutscheins ist die Identität des leistenden Unternehmers 
anzugeben sowie die Leistung dahingehend zu konkretisieren, dass der steuerbe-
rechtigte Mitgliedstaat und der auf die Leistung entfallende Steuersatz und damit der
zutreffende Steuerbetrag mit Sicherheit bestimmt werden können. 3Zudem muss zur 



 
   

 
  

  
   

  
  

 
 

 
  

  
 
 
 

   
  

 

  
  

 
    

  
 

  
  

 
 

 
  

  
 

 

  
 

    
   

 
    

   
    
  

 
 

 
 

 
    

     
  

                                                 
  

   
  

   

Seite 4 zutreffenden Bestimmung des Orts der sonstigen Leistung, deren Ortsbestimmung
vom Status des Empfängers abhängt, feststehen, ob der Leistungsempfänger ein
Unternehmer ist und diese für sein Unternehmen bezieht. 4Der Leistungsgegenstand
muss für die Annahme eines Einzweck-Gutscheins zumindest im Hinblick auf die 
Gattung des jeweiligen Leistungsgegenstands auf dem Gutschein angegeben sein.
5Unter Gattung ist in diesem Zusammenhang die Gesamtheit von Arten von Waren
oder sonstigen Leistungen zu verstehen, die in ihren wesentlichen Eigenschaften
derart übereinstimmen, dass hieraus der zutreffende Steuersatz eindeutig 
bestimmbar ist. 6Der Gutschein soll vom Aussteller sichtbar als Einzweck-Gutschein 
gekennzeichnet werden. 7Grundlage dieser Kennzeichnung ist die rechtliche 
Einordnung des Gutscheins durch den leistenden Unternehmer. 8Auf die rechtliche 
Einordnung und die darauf basierende Kennzeichnung dürfen der Aussteller des
Gutscheins sowie die nachfolgenden Unternehmer der Leistungskette vertrauen.
9Dies gilt nicht, soweit die Unternehmer der Leistungskette Kenntnis hatten oder
nach der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes hätten Kenntnis haben müssen,
dass die rechtliche Einordnung bzw. die Kennzeichnung des Gutscheins als Einzweck-
Gutschein zu Unrecht erfolgt ist. 

Be i sp i e l  1 :  
1Eine Parfümerie mit mehreren Filialen in Deutschland gibt einen Gutschein zur 
Einlösung gegen alle im Sortiment befindlichen Parfümartikel im Wert von 20 € 
an einen Kunden für 20 € aus. 2Der Gutschein ist in einer beliebigen Filiale der 
Parfümerie in Deutschland einlösbar. 3Es handelt sich um einen Einzweck-
Gutschein. 4Der Leistungsort ist in entsprechender Anwendung des § 3 Abs. 7 
Satz 1 UStG hinsichtlich des steuerberechtigten Mitgliedstaates hinreichend 
bestimmt (= Deutschland). 5Somit kann die geschuldete Umsatzsteuer bei Ausgabe 
des Gutscheins ermittelt werden. 

10Es kann sich auch dann um einen Einzweck-Gutschein handeln, wenn der Gut-
schein zum Bezug mehrerer, genau bezeichneter Einzelleistungen berechtigt. 11In 
diesen Fällen ist der Gesamtbetrag im jeweiligen Verhältnis der Einzelleistungen
aufzuteilen. 

Be i sp i e l  2 :  
1Ein Restaurant in München gibt im Januar 01 einen Gutschein im Wert von 150 € 
(2 Essen im Restaurant inklusive zwei alkoholfreie Getränke für 2 Personen im
Wert von 100 € sowie das Buch „Der Restaurant-Guide“ im Wert von 50 €; der
Restaurantgutschein berechtigt ausschließlich zum Verzehr an Ort und Stelle) zu
einem Preis von 100 € an eine Privatperson aus. 2Der Gutschein wird im April 01
vom Gutscheininhaber in diesem Restaurant eingelöst. 3Es handelt sich um einen 
Einzweck-Gutschein. 4Das Restaurant muss in diesem Fall den erhaltenen 
Gesamtbetrag von 100 € im Verhältnis 100/150 zu 19 % und 50/150 zu 7 % 
aufteilen.1 

12Die Umsatzsteuer für die durch den Einzweck-Gutschein geschuldete Leistung
entsteht bei Besteuerung nach vereinbarten Entgelten im Zeitpunkt der Ausgabe des
Gutscheins. 13Wird ein Gutschein vor Ausgabe an einen anderen Unternehmer 
übertragen, entsteht die Umsatzsteuer insoweit im Übertragungszeitpunkt. 14Die 
spätere Gutscheineinlösung, also die tatsächliche Lieferung bzw. Leistungserbrin-
gung, ist für die umsatzsteuerliche Würdigung nicht mehr relevant, da diese nicht als
unabhängiger Umsatz gilt. 15Sollte eine Zuzahlung durch den Gutscheininhaber bei 

1 Bei allen Beispielen wurden die Steuersätze von 19 bzw. 7 Prozent zugrunde gelegt. Die temporäre Anwen-
dung des ermäßigten Steuersatzes für Umsätze des Gastronomiegewerbes vom 1. Juli 2020 bis zum 30. Juni 
2021 sowie die generelle Absenkung der Steuersätze in der Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2020 wur-
den außer Acht gelassen. 



 
      

 
 

  
   

  
  

   
  

   
  

     
  

  
 

   
 

 
    

  
  

  
  

  
  

 
  

 
 

  
    

  

  
   

   
   

 

 
  

  
 
 
 

 
 

  
 

     
  
  
     

     

Seite 5 Einlösung des Gutscheins erfolgen, so ist lediglich die bislang noch nicht versteuerte
Differenz zu versteuern. 

Be i sp i e l  3 :  
1Ein Kunde A erwirbt anlässlich einer Werbeaktion im Januar 01 beim örtlichen 
Elektroeinzelhändler B in Cottbus einen Gutschein im Wert von 50 € für 40 €. 
2Der Gutschein berechtigt zum Erwerb eines Elektroartikels in dem Geschäft des
B. 3A erwirbt im April 01 ein Lautsprecher-System bei B im Gesamtwert von 350 € 
und begleicht den Rechnungsbetrag unter Anrechnung seines Gutscheins im Wert
von 50 € durch die Zuzahlung von 300 € in bar. 4Es handelt sich um einen 
Einzweck-Gutschein. 5Die Bemessungsgrundlage für den Umsatz des B beträgt
gem. § 10 Abs. 1 Satz 1 UStG im Zeitpunkt der Ausgabe des Gutscheins im
Januar 01 40 € abzüglich USt. 6Im April 01 hat B noch einen Umsatz in Höhe von
300 € abzüglich USt zu versteuern. 

E inzweck  -Gut sche ine  in  Ver t r i eb sket t en  (Handeln  im e i genen  
Namen )  

(3) 1Stellt der leistende Unternehmer einen Einzweck-Gutschein aus und überträgt
ihn auf einen anderen Unternehmer, der ihn im eigenen Namen an den Kunden
ausgibt, gilt auch der ausgebende Unternehmer als Leistender der auf dem Gutschein 
bezeichneten Leistung. 2Maßgeblicher Zeitpunkt für die Besteuerung der 
Leistungsfiktion des leistenden Unternehmers an den ausgebenden Unternehmer ist
derjenige, in dem der ausstellende und leistende Unternehmer den Gutschein an den
ausgebenden Unternehmer überträgt. 3Maßgeblicher Zeitpunkt für die Besteuerung
der Leistungsfiktion des ausgebenden Unternehmers ist die Ausgabe des Gutscheins
an den Kunden; dies gilt unabhängig davon, ob der ausgebende Unternehmer im
eigenen Namen, aber für fremde Rechnung auftritt oder ob er im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung tätig wird. 

Be i sp i e l  1 :  
1A ist Fahrradhersteller und überträgt im Januar 01 an den Gutscheinhändler B
10 Gutscheine über E-Bikes im Wert von jeweils 3.500 € für jeweils 2.500 €. 2B gibt 
einen der Gutscheine im März 01 im eigenen Namen an den Radfahrer R zum
Preis von 3.000 € aus. 3R löst den Gutschein bei A im April 01 ein. 4A hat im 
Januar 01 einen Umsatz von 25.000 € abzüglich USt zu versteuern. 5B hat im 
März 01 einen Umsatz von 3.000 € abzüglich USt zu versteuern. 

4Stellt ein Unternehmer im eigenen Namen einen Einzweck-Gutschein mit der ver-
sprochenen Leistung aus, erbringt die darin bezeichnete Leistung jedoch nicht selbst,
wird der spätere Leistungserbringer so behandelt, als habe er die in dem Gutschein
genannte Leistung an den Gutscheinaussteller erbracht. 5Maßgeblicher Zeitpunkt
der Leistungsfiktion und damit der Besteuerung beider Leistungen ist der Zeitpunkt
der Ausgabe des Gutscheins an den Kunden. 6Der Gutscheinaussteller muss dem 
letztendlich leistenden Unternehmer zur fristgerechten Versteuerung mitteilen, zu
welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe Einzweck-Gutscheine an Kunden 
ausgegeben wurden. 

Be i sp i e l  2 :  
1Der Unternehmer B betreibt ein Gutscheinportal, auf dem er Gutscheine anbie-
tet, mit denen Fahrräder des Herstellers A erworben werden können. 2A und B 
haben im Januar 01 vereinbart, dass B die E-Bike-Gutscheine jeweils im Wert von
3.500 € für 3.000 € an Kunden ausgibt. 3B hat an A für jeden ausgegebenen 
Gutschein 2.500 € weiterzuleiten. 4B verkauft einen der Gutscheine im April 01 im
eigenen Namen an den Radfahrer R. 5R löst den Gutschein bei A im Juni 01 ein. 



 
6

Seite 6  A und B haben ihren Umsatz  jeweils im April  01 zu versteuern, A in Höhe von 
2.500 € abzüglich USt und B in Höhe von 3.000 € abzüglich USt.  

 

 

  
 

 
   

   
    

 
 

  
   

  

 

 

   
 

  
  

 
  

   
     

   
 

 

  
 
   

  
  

   
     

  
  

  
  

     
 
 
 

     

  
   

 
 

 
 

  
 

E inzweck  -Gut sche ine  in  Ver t r i eb sket t en  (Handeln  im f remden  
Namen )  

(4) 1Gibt ein Unternehmer einen Einzweck-Gutschein im fremden Namen aus, wird
er nicht Teil der Leistungskette. 2Vielmehr gilt die Ausgabe des Gutscheins an den
Kunden als Leistung desjenigen, in dessen Namen der Unternehmer handelt. 3Der 
ausgebende Unternehmer muss dem leistenden Unternehmer zur fristgerechten
Versteuerung mitteilen, zu welchem Zeitpunkt Einzweck-Gutscheine an Kunden 
ausgegeben wurden, da der leistende Unternehmer zu diesem Zeitpunkt die fiktiv
erbrachte Leistung zu versteuern hat. 4Der leistende Unternehmer hat als Bruttowert 
den vom Vermittler vereinnahmten Preis anzusetzen. 5Der ausgebende Unternehmer 
erbringt eine Vermittlungsleistung (vgl. Abschnitt 3.7). 

Be i sp i e l :  
1Der Unternehmer B betreibt ein Gutscheinportal, auf dem er Büchergutscheine 
im Namen und für Rechnung des Buchhändlers A anbietet. 2Diese Gutscheine 
können in dem Buchladen des A eingelöst werden. 3B hat mit A vereinbart, im 
Falle eines ausgegebenen Gutscheins 20 % des Gutscheinwerts als Vermittlungs-
provision einzubehalten und den Rest an A weiterzuleiten. 4B erstellt gegenüber A 
monatliche Abrechnungen über die veräußerten Gutscheine und gibt diese 
zusammen mit seiner eigenen Provisionsabrechnung an A weiter. 5Kunde C 
erwirbt im Januar 01 einen Büchergutschein des A auf der Internetseite des B. 6C 
bezahlt hierfür 10 € an B. 7A muss im Januar 01 für den Verkauf eines Buchs 10 € 
abzüglich 7 % USt versteuern. 8B muss für die Vermittlung des Gutscheins 2 € 
abzüglich 19 % USt versteuern. 

Bes t immung  des  Le i s tungsor ts  b e i  E inzweck  -Guts che inen  

(5) 1Berechtigt der Einzweck-Gutschein den Leistungsempfänger zum Bezug einer
Lieferung nach § 3 Abs. 1 UStG, so bestimmt sich der Ort der fiktiven Lieferung
aufgrund fehlender Warenbewegung im Zeitpunkt der Ausgabe bzw. erstmaligen
Übertragung in entsprechender Anwendung des § 3 Abs. 7 Satz 1 UStG. 2Die 
Anwendung der Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 1 Buchst. a oder b UStG kommt daher
nicht in Betracht. 3Bezieht sich die Ausgabe bzw. erstmalige Übertragung eines
Einzweck-Gutscheins auf die Erbringung einer sonstigen Leistung nach § 3 Abs. 9 
UStG, so bestimmt sich der Leistungsort im Zeitpunkt der Ausgabe bzw. erstmaligen
Übertragung nach den allgemeinen Regelungen des § 3a Abs. 1 - vorbehaltlich der 
Absätze 2 bis 8 - sowie der §§ 3b und 3e UStG. 4Für eine genaue Ortsbestimmung bei
der Ausgabe bzw. erstmaligen Übertragung eines Einzweck-Gutscheins muss daher
bei sonstigen Leistungen, deren Ortsbestimmung vom Status des Empfängers
abhängt, feststehen, ob der Empfänger der sonstigen Leistung ein Unternehmer ist
und diese für sein Unternehmen bezieht. 5Abschnitt 3a.2 Abs. 11a gilt entsprechend. 
6Handelt ein Unternehmer bei der Ausgabe bzw. Übertragung eines Einzweck-
Gutscheins erkennbar im Namen des ausstellenden oder eines übertragenden 
Unternehmers, wird er nicht Teil der Leistungskette, sondern erbringt im Zeitpunkt
der Ausgabe bzw. Übertragung eine Vermittlungsleistung. 7Der Ort dieser 
Vermittlungsleistung bestimmt sich nach den allgemeinen Regelungen des § 3a Abs. 2 
UStG. 

Bemes sungsgrund lage  be i  E inzweck  -Gut s che inen  



 
       

  
 

  
  

    

 
 

   
 

 

  
   

 
     
     

   
 

 
 

  
   

    
 

 

 
 
    

   
  

 
  

   
 

 

  
  

 

     
   

 
 

  
  

   
    

   
 

 

Seite 7 (6) 1Wird ein Einzweck-Gutschein entgeltlich übertragen bzw. ausgegeben,
bestimmt sich die Bemessungsgrundlage nach den allgemeinen Vorschriften des § 10 
Abs. 1 UStG. 

Be i sp i e l  1 :  
1Kunde C erwirbt einen Büchergutschein bei Händler B für die Buchhandlung des
A. 2Der Gutschein hat einen Wert von 60 €. 3Er wird für 50 € verkauft. 4Damit 
beträgt die Bemessungsgrundlage des B 50 € abzüglich USt, also 46,73 €. 

2Diese Grundsätze gelten auch in Vertriebsketten, bei denen jeder Unternehmer die
Gutscheine im eigenen Namen überträgt bzw. ausgibt. 3Bemessungsgrundlage ist auf 
jeder Stufe das vereinbarte Entgelt. 

Be i sp i e l  2 :  
1Unternehmer A überträgt im Januar 01 einen Büchergutschein für 80 € an 
Unternehmer B. 2A verzichtet auf Vorgaben zum Endverkaufspreis der Gut-
scheine. 3B bietet den Gutschein im eigenen Namen für 90 € inklusive Umsatz-
steuer an. 4B gibt den Gutschein im April 01 an einen Kunden aus. 5A muss den 
Umsatz von 80 € abzüglich USt im Januar 01 versteuern. 6B muss den Umsatz von 
90 € abzüglich USt im April 01 versteuern. 

4Bei der unentgeltlichen Übertragung bzw. Ausgabe eines Einzweck-Gutscheins ist
aufgrund der fiktiven Leistung bei Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen von
einer unentgeltlichen Wertabgabe auszugehen. 5Bemessungsgrundlage ist nach § 10
Abs. 4 Satz 1 UStG der im Zeitpunkt der Übertragung bzw. Ausgabe maßgebende
Einkaufspreis, subsidiär der Selbstkostenpreis. 

N i ch te in l ösung  von  E inzweck  -Guts che inen  

(7) 1Sollte ein Einzweck-Gutschein vom Gutscheininhaber nicht (innerhalb der
Gültigkeitsdauer) eingelöst werden und somit verfallen, ergeben sich hieraus allein
keine weiteren umsatzsteuerlichen Folgen, da die ursprüngliche Leistung bereits bei
Übertragung bzw. Ausgabe des Gutscheins als erbracht gilt und demzufolge in diesem
Zeitpunkt zu versteuern ist. 2Eine Änderung der Bemessungsgrundlage nach § 17 
Abs. 1 UStG kommt nur dann in Betracht, wenn das Entgelt ausnahmsweise 
zurückgezahlt wird. 

Be i sp i e l  1 :  
1Kunde A kauft beim Unternehmer B am 31. Januar 01 einen in seinem Beklei-
dungsgeschäft in Stuttgart einzulösenden Gutschein für Textilien in Höhe von 50 € 
für 40 €. 2Der Gutschein unterliegt der regelmäßigen Verjährung. 3A löst den 
Gutschein bis zum 31. Dezember 04 nicht ein. 4B hat im Januar 01 eine fiktive 
Lieferung in Höhe von 40 € abzüglich USt zu versteuern. 5Die Nichteinlösung 
führt nicht zu einer Minderung der Bemessungsgrundlage. 

Be i sp i e l  2 :  
1Der Unternehmer G betreibt ein Gutscheinportal, auf dem er Gutscheine ver-
schiedener Unternehmen im fremden Namen anbietet. 2Privatperson A erwirbt
im Januar 01 einen Gutschein des Unternehmers B im Wert von 100 € für einen 
Fallschirmsprung und bezahlt hierfür 100 € an G. 3G hat mit B vereinbart, im
Falle eines veräußerten Gutscheins 20 % des Gutscheinwerts als Vermittlungs-
provision einzubehalten und den Rest an B weiterzuleiten. 4B hat im Januar 01 



 
    

   
  

  
     

    
  

   
  
   

   
  

 

 
 
   

 
   

   
 

 

    
 
  

 
 

  
 

  
 

 
  

 
 

  
 

  
  

 
 

  
 

  
  

 

  
   

 
  

  
  

   
  

 

Seite 8 für den Verkauf des Gutscheins 100 € abzüglich USt zu versteuern, soweit er seine 
Umsätze nach vereinbarten Entgelten versteuert. 5G muss im Januar 01 20 € 
abzüglich USt versteuern. 6G hat in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen
mit den einzelnen Unternehmern, so auch mit B, geregelt, den vereinnahmten
Gutscheinpreis abzüglich der Vermittlungsprovision erst bei Einlösung des Gut-
scheins auszuschütten. 7Hierfür muss B dem G innerhalb einer bestimmten Frist 
mitteilen, wann ein Kunde seinen Gutschein eingelöst hat. 8Erfolgt diese Mittei-
lung nicht oder wird der Gutschein nicht eingelöst, werden die von G verein-
nahmten Gelder nicht an B weitergeleitet. 9A löst seinen Gutschein nicht ein. 10Zu 
einer Rückzahlung des Gutscheinwerts kommt es nicht. 11Eine Änderung der 
Bemessungsgrundlage nach § 17 Abs. 1 UStG kommt daher für die fiktiv 
erbrachte Leistung des B an A nicht in Betracht.12G hat den bei ihm verbleibenden 
Betrag in Höhe von 80 € abzüglich USt als zusätzliches Entgelt für die an B
erbrachte Vermittlungsleistung zu versteuern. 13Der Vorsteuerabzug des B in
Bezug auf die Vermittlungsleistung des G erhöht sich entsprechend. 

Remone tar i s i e rbarke i t  von  E inzweck  -Guts che inen  

(8) 1Wird ein Einzweck-Gutschein zurückgegeben und erhält der Kunde den Gut-
scheinwert ausnahmsweise zurückerstattet, so wird der ursprüngliche Umsatz rück-
gängig gemacht. 2Die Umsatzsteuer ist nach § 17 Abs. 2 Nr. 3 UStG beim Gut-
scheinaussteller, beim leistenden Unternehmer sowie ggf. beim Kommissionär zu 
berichtigen. 

Mehrzweck  -Gut s che ine  i .  S .  d .  §  3  Abs .  15  US tG 

(9) 1Ein Mehrzweck-Gutschein liegt dann vor, wenn zum Zeitpunkt der Übertra-
gung bzw. Ausgabe des Gutscheins der Ort der Leistung und/oder der leistende 
Unternehmer und/oder der Leistungsgegenstand noch nicht endgültig feststehen und 
daher die geschuldete Umsatzsteuer nicht bestimmbar ist. 2Bei einem Mehrzweck-
Gutschein gilt die Lieferung der Gegenstände oder die Erbringung der sonstigen
Leistung erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Erbringung der Leistung als erbracht.
3Die Ausgabe eines Mehrzweck-Gutscheins und alle bis dahin erfolgten 
Übertragungen sind steuerlich unbeachtlich. 4Es handelt sich insbesondere auch dann 
um einen Mehrzweck-Gutschein, wenn sich der Gutschein gegen Leistungen 
eintauschen lässt, die dem ermäßigten oder dem Regelsteuersatz unterliegen. 5In 
diesen Fällen lässt sich die geschuldete Umsatzsteuer zum Zeitpunkt der Gutschein-
übertragung oder Ausgabe noch nicht abschließend bestimmen. 6Der Gutschein soll 
vom Aussteller sichtbar als Mehrzweck-Gutschein gekennzeichnet werden. 
7Grundlage dieser Kennzeichnung ist die rechtliche Einordnung des Gutscheins
durch den leistenden Unternehmer. 8Auf die rechtliche Einordnung und die darauf
basierende Kennzeichnung dürfen der Aussteller des Gutscheins sowie die nachfol-
genden übertragenden und der ausgebende Unternehmer der Leistungskette ver-
trauen. 9Dies gilt nicht, soweit die Unternehmer der Leistungskette Kenntnis hatten 
oder nach der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes hätten Kenntnis haben müs-
sen, dass die rechtliche Einordnung bzw. die Kennzeichnung des Gutscheins als
Mehrzweck-Gutschein zu Unrecht erfolgt ist. 

Be i sp i e l  1 :  
1Eine Parfümerie mit europaweiten Filialen veräußert einen Gutschein zur Ein-
lösung gegen alle im Sortiment befindlichen Parfümerieartikel im Wert von 20 € 
an einen Kunden für 20 €. 2Der Gutschein kann in einer beliebigen Filiale eingelöst 
werden. 3In diesen Fällen steht im Zeitpunkt der Ausgabe des Gutscheins noch
nicht abschließend fest, in welchem Mitgliedstaat der Gutschein eingelöst wird.
4Demzufolge steht die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer zu diesem Zeitpunkt
noch nicht fest. 5Es handelt sich um einen Mehrzweck-Gutschein. 



 
    

  
  

 
    

 
 

 

  
  

 
   

  
 

 
  

  
 

 
  

  
 

   
    

    
      

     
   

 

  
 
  

  

   
 

 
 

     
    
 

 
  

 
 

 

 
  

   
  

    
  

  

Seite 9 Bei sp i e l  2 :  
1Ein Kunde erwirbt in einem Kaufhaus in München im Rahmen einer Werbeak-
tion einen Gutschein im Wert von 50 € für 45 €. 2Der Gutschein berechtigt den
Kunden, diesen sowohl in der Lebensmittel- als auch in der Haushaltsgeräteab-
teilung einzulösen. 3Es handelt sich um einen Mehrzweck-Gutschein, da sich zum
Zeitpunkt der Gutscheinausgabe zwar der Leistungsort (München), nicht aber die
geschuldete Umsatzsteuer bestimmen lässt. 

Mehrzweck  -Gut s che ine  in  Ver t r i eb ske t t en  (Handeln  im f remden
und  im  e igenen  Namen )  

(10) 1Die Übertragung und Ausgabe eines Mehrzweck-Gutscheins in der Ver-
triebskette stellt lediglich einen Tausch von Zahlungsmitteln dar. 2Der erkennbar im 
Namen des ausstellenden/übertragenden Unternehmers handelnde Vermittler
erbringt im Zeitpunkt der Übertragung und Ausgabe eine grundsätzlich steuerbare 
Vermittlungsleistung. 3Eine grundsätzlich steuerbare Leistung an den ausstellen-
den/übertragenden Unternehmer liegt auch dann vor, wenn die Mittelperson Gut-
scheine im eigenen Namen ausgibt. 

Be i sp i e l :  
1Eine deutsche Parfümerie A überträgt Gutscheine im Wert von jeweils 50 € im 
Januar 01 an den Unternehmer B zum Preis von jeweils 40 €. 2Mit den Gutschei-
nen können sowohl Waren, die dem Regelsteuersatz, als auch Waren, die dem
ermäßigten Steuersatz unterliegen, erworben werden. 3A und B vereinbaren, dass
B die Gutscheine im eigenen Namen zum Preis von 45 € an Kunden ausgibt. 4B 
gibt im Februar 01 einen Gutschein an den Kunden C aus. 5C löst den Gutschein 
im April 01 ein und erwirbt eine Ware zum Regelsteuersatz. 6B hat im Februar 01 
einen Umsatz in Höhe von 5 € abzüglich USt zu versteuern. 7A hat im April 01 
einen Umsatz von 45 € abzüglich USt zu versteuern. 

Bes t immung  des  Le i s tungsor ts  b e i  Mehrzweck  -Gut s che inen  

(11) 1Bei einem Mehrzweck-Gutschein unterliegt erst bei dessen Einlösung die tat-
sächliche Lieferung oder die tatsächliche Erbringung der sonstigen Leistung der 
Umsatzsteuer; über diese Leistung ist dann nach den allgemeinen Regelungen abzu-
rechnen. 2Die Ausgabe eines Mehrzweck-Gutscheins und alle bis dahin erfolgten
Übertragungen sind umsatzsteuerlich unbeachtlich. 3Richtet sich der Mehrzweck-
Gutschein auf die Ausführung einer Lieferung, so bestimmt sich der Ort der Liefe-
rung nach den allgemeinen Bestimmungen (§ 3 Abs. 5a UStG). 4Richtet sich der 
Mehrzweck-Gutschein auf die Erbringung einer sonstigen Leistung, so bestimmt sich
der Ort der sonstigen Leistung nach den Vorschriften des § 3a Abs. 1 UStG 
vorbehaltlich der Absätze 2 bis 8 und der §§ 3b und 3e UStG. 5Handelt ein Unter-
nehmer bei der Ausgabe oder der Übertragung von Mehrzweck-Gutscheinen 
erkennbar im Namen des ausstellenden / übertragenden Unternehmers, erbringt er
als Vermittler im Zeitpunkt der Übertragung und Ausgabe eine grundsätzlich steu-
erbare Vermittlungsleistung. 6Der Ort der Vermittlungsleistung bestimmt sich nach 
§ 3a Abs. 2 UStG. 

Be i sp i e l :  
1F hat als Franchisegeber in Deutschland ein erfolgreiches Franchisesystem im
Fast-Food-Bereich aufgebaut. 2Gutscheinportal G stellt Gutscheine im fremden
Namen für F und seine Franchisenehmer aus. 3Der Gutschein berechtigt zum
Erwerb von zwei Burgern zum Preis von einem Burger. 4Der Gutschein kann bei 
F und seinen Franchisenehmern eingelöst werden. 5F und G haben vereinbart,
dass G die Gutscheine für den Preis von 2 € an Kunden ausgibt und hierfür eine 



 
     

 
   

      
  

 
  

     
   

     
 

 

 
 
   

    
  

  
  

    

 
   

  
 

 
 

 
 

 
   

    

  
  

 

  
    

  
 

    
    

    
      

   
 

  
  

    
 

  

   
  

 

Seite 10 Vergütung in Höhe von jeweils 0,50 € für seine Vermittlungsleistung erhalten soll.
6G erstellt gegenüber F monatliche Abrechnungen über die Anzahl der aus-
gegebenen Gutscheine. 7Kunde K erwirbt Ende April 01 bei G einen solchen
Gutschein zum Preis von 2 € und löst ihn im Juni 01 beim Franchisenehmer N ein. 
8Es handelt sich um einen Mehrzweck-Gutschein, weil sowohl die Identität des
leistenden Unternehmers als auch der Umsatzsteuersatz zum Zeitpunkt der 
Ausgabe des Gutscheins noch nicht feststehen. 9G erbringt eine Vermittlungsleis-
tung an F, welche im April 01 in Deutschland (vgl. § 3a Abs. 2 UStG) bei Übergabe
an den Kunden als ausgeführt gilt und hat diese in Höhe von 0,50 € abzüglich USt
zu versteuern. 10N hat im Juni 01 für den Verkauf der Burger 2 € abzüglich USt 
zu versteuern. 

Bemes sungsgrund lage  be i  Mehrzweck  -Gut sche inen  

(12) 1Die Bemessungsgrundlage bei Mehrzweck-Gutscheinen bestimmt sich nach
den Regelungen in § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG. 2Wird ein Mehrzweck-Gutschein, der
über Vertriebsketten übertragen wurde, vom Gutscheininhaber eingelöst und liegen
beim leistenden Unternehmer im Zeitpunkt der Einlösung keine Angaben über die
Höhe der vom Kunden an den letzten Unternehmer in der Vertriebskette gezahlten 
Gegenleistung vor, bemisst sich das Entgelt nach § 10 Abs. 1 Satz 6 UStG. 3Haben der 
leistende Unternehmer und der gutscheinausgebende Unternehmer keine Ver-
einbarungen über die Höhe der Vergütung für die Vermittlungsleistung getroffen,
ergibt sich diese aus der Differenz zwischen dem Gutscheinausgabepreis und dem
Einkaufspreis des gutscheinausgebenden Unternehmers. 

Be i sp i e l  1 :  
1Der Unternehmer B erwirbt im Buch- und Geschenkartikelladen des A in 
München einen Gutschein über einen Wert von 20 € für 10 €. 2Mit den Gutschei-
nen können sowohl Waren, die dem Regelsteuersatz, als auch Waren, die dem
ermäßigten Steuersatz unterliegen, erworben werden. 3B verkauft den Gutschein 
für 15 € an den Kunden C weiter. 4C löst den Gutschein ein und erwirbt eine Ware 
im Wert von 20 € zum Regelsteuersatz. 5Kennt A den Verkaufspreis von B an C,
beträgt die Bemessungsgrundlage für die erworbene Ware 15 € abzüglich USt. 
6Kennt A den Verkaufspreis nicht, beträgt die Bemessungsgrundlage 20 € 
abzüglich USt. 7Es ist somit möglich, dass eine Umsatzsteuerbelastung beim leis-
tenden Unternehmer A verbleibt. 

Be i sp i e l  2 :  
1Der Unternehmer B erwirbt im April 01 im Buch- und Geschenkartikelladen des
A in München 10 Gutscheine über einen Wert von jeweils 20 € für 100 €. 2Mit den 
Gutscheinen können sowohl Waren, die dem Regelsteuersatz, als auch Waren, die
dem ermäßigten Steuersatz unterliegen, erworben werden. 3A und B vereinbaren,
dass die Gutscheine im Rahmen einer Werbeaktion höchstens für jeweils 15 € an
Kunden ausgegeben werden. 4B gibt einen der Gutscheine im Mai 01 für 14 € an 
den Kunden C aus. 5C löst den Gutschein im Juni 01 bei A ein und erwirbt eine 
Ware im Wert von 20 € zum Regelsteuersatz. 6Indem A dem B einen maximalen 
Verkaufspreis an den Kunden vorgegeben hat, ist dieser Preis für die Ermittlung
der Bemessungsgrundlage zugrunde zu legen, da er dem leistenden Unternehmer
A bekannt ist. 7A hat im Juni 01 einen Umsatz in Höhe von 15 € abzüglich USt zu 
versteuern. 8Aufgrund der Vorgabe des maximalen Verkaufspreises ist für die
Bemessungsgrundlage weder der Wert des Gutscheins noch der tatsächliche 
Verkaufspreis, sondern der vorgegebene maximale Verkaufspreis maßgebend. 9B 
hat im Mai 01 für seine Vermittlungsleistung 4 € abzüglich USt zu versteuern. Das
ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Gutscheinausgabepreis in Höhe von
14 € und dem Einkaufspreis des B in Höhe von 10 €. 



 
   

  
 

   
 

    
     

 
   

  
  

 
 

   
     

 
  
     

 

  
 

    
  

  
 
     

   
  

  
 

 
 

  
 
    

  
 

  
   

 

 
 

 

 
  

   
  

  
    

 
      

 
  

    
   

  

Seite 11 
4Bei der unentgeltlichen Übertragung bzw. Ausgabe eines Mehrzweck-Gutscheins ist
im Zeitpunkt der tatsächlichen Erbringung der Leistung bei Vorliegen der
allgemeinen Voraussetzungen von einer unentgeltlichen Wertabgabe auszugehen.
5Dies gilt auch in dem Fall, in dem der leistende Unternehmer einen anderen Unter-
nehmer mit der unentgeltlichen Ausgabe eines Gutscheins beauftragt. 6Die Bemes-
sungsgrundlage ist nach den allgemeinen Regelungen in § 10 Abs. 4 Satz 1 UStG zu 
bestimmen. 7Gibt ein Unternehmer, der nicht personenidentisch mit dem leistenden
Unternehmer ist, einen Mehrzweck-Gutschein aus eigener Entscheidung für unter-
nehmensfremde (private) Zwecke unentgeltlich aus, handelt es sich um eine Ent-
nahme eines Zahlungsmittels, die nicht Gegenstand einer unentgeltlichen Wertab-
gabe ist. 8Umsatzsteuerrelevant ist in diesen Fällen allein die tatsächliche Lieferung
oder sonstige Leistung durch den die Leistung erbringenden Unternehmer an den 
Empfänger des unentgeltlich ausgegebenen Mehrzweck-Gutscheins. 9Dieser Umsatz 
ist grundsätzlich mit dem Betrag zu bemessen, den der ausgebende Unternehmer
beim Einkauf des Gutscheins aufgewendet hat (§ 10 Abs. 1 Satz 2 UStG). 10Hat der 
die Leistung erbringende Unternehmer von diesem Betrag und der unentgeltlichen
Gutscheinausgabe keine Kenntnis, ist die tatsächliche Lieferung oder sonstige Leis-
tung nach § 10 Abs. 1 Satz 6 UStG mit dem Gutscheinwert zu versteuern. 

Be i sp i e l  3 :  
1Der Unternehmer A betreibt ein Hotel, in dem er am Wochenende ein Brunch-
buffet anbietet. 2A überträgt an den Unternehmer B, der ein Gutscheinportal
betreibt, Gutscheine im Wert von jeweils 50 € für 25 €. 3Die Gutscheine können
sowohl für die Übernachtungsleistung als auch für das Buffet eingelöst werden. 4B 
gibt einen Gutschein für unternehmensfremde (private) Zwecke an seinen Freund 
C unentgeltlich ab. 5C löst den Gutschein bei A für eine Übernachtung ein. 6Ist 
dem A bekannt, dass B den Gutschein unentgeltlich ausgegeben hat, so hat A im
Zeitpunkt der Einlösung des Gutscheins die von B erhaltenen 25 € abzüglich USt
zu versteuern. 7Hat A keine Kenntnis von der unentgeltlichen Gutscheinausgabe,
richtet sich die Bemessungsgrundlage für seine an C erbrachte Leistung nach § 10 
Abs. 1 Satz 6 UStG und beträgt damit 50 € abzüglich USt. 

N i ch te in l ösung  von  Mehrzweck  -Gutsche inen  

(13) 1Sollte ein Mehrzweck-Gutschein vom Gutscheininhaber nicht (innerhalb der
Gültigkeitsdauer) eingelöst werden und somit verfallen, ergeben sich hieraus keine
umsatzsteuerlichen Konsequenzen, da bei einem Mehrzweck-Gutschein die tatsäch-
liche Leistungserbringung durch den leistenden Unternehmer erst in dem Zeitpunkt
erfolgt, in dem der Gutschein eingelöst wird. 2Die Nichteinlösung des Gutscheins hat
allerdings Auswirkung auf die Bemessungsgrundlage einer Vermittlungsleistung,
wenn der auf den leistenden Unternehmer entfallende Entgeltanteil bei Nichteinlö-
sung beim Vermittler verbleibt und das Entgelt für die Vermittlungsleistung sich 
erhöht. 

Be i sp i e l :  
1Der Unternehmer G betreibt ein Gutscheinportal, auf dem er Gutscheine ver-
schiedener Unternehmen im fremden Namen anbietet. 2Privatperson A erwirbt
im Januar 01 einen Gutschein des Unternehmers B im Wert von 100 € für eine
Übernachtung in einem seiner weltweit gelegenen Hotels und bezahlt hierfür 100 € 
an G. 3G hat mit B vereinbart, im Falle eines veräußerten Gutscheins 20 % des
Gutscheinwerts als Vermittlungsprovision einzubehalten und den Rest an B 
weiterzuleiten. 4G muss im Januar 01 20 € abzüglich USt versteuern. 5G hat in 
seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen mit den einzelnen Unternehmern, so
auch mit B, geregelt, den vereinnahmten Gutscheinpreis abzüglich der Vermitt-
lungsprovision erst bei Einlösung des Gutscheins auszuschütten. 6Hierfür muss B 
dem G innerhalb einer bestimmten Frist mitteilen, wann ein Kunde seinen Gut-
schein eingelöst hat. 7Erfolgt diese Mitteilung nicht oder wird der Gutschein nicht 



 
    

  
    

 
  

   
 

 

  
 
   

 
  

 
 

 
 

      
  

      
 

 
  

 
  

 
  

  
 

 
   

  
   

 
 

  
 

  
 

      
   

  
   

  
   

    
     

  
    

Seite 12 eingelöst, werden die von G vereinnahmten Gelder nicht an B weitergeleitet. 8A 
löst seinen Gutschein nicht ein. 9Den vereinnahmten Gutscheinpreis erhält B von 
G nicht. 10G hat den bei ihm verbleibenden Betrag in Höhe von 80 € abzüglich USt
als zusätzliches Entgelt für die an B erbrachte Vermittlungsleistung zu versteuern.
11Der Vorsteuerabzug des B in Bezug auf die Vermittlungsleistung des G erhöht
sich entsprechend. 12B erbringt keine Leistung und hat somit auch keinen Umsatz 
zu versteuern. 

Remone tar i s i e rbarke i t  von  Mehrzweck  -Gut sche inen  

(14) Wird ein Mehrzweck-Gutschein zurückgegeben und erhält der Kunde aus-
nahmsweise den Gutscheinwert zurückerstattet, so ergeben sich hieraus keine 
umsatzsteuerlichen Auswirkungen, da lediglich ein Rücktausch von Zahlungsmitteln
erfolgt.“ 

3. In Abschnitt 10.7 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Mindestbemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 5 UStG findet auch bei der
Bestimmung der Bemessungsgrundlage bei Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen
i. S. d. § 3 Abs. 13 bis 15 UStG (vgl. hierzu Abschnitt 3.17 Abs. 6 und Abs. 12)
Anwendung.“ 

4. Abschnitt 14.5 Absatz 15 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 4 werden folgende Sätze 5 und 6 eingefügt: 

„5In einer Rechnung über die Übertragung bzw. Ausgabe eines Einzweck-
Gutscheins nach § 3 Abs. 14 UStG ist die Bezeichnung der Gutscheinart (Ein-
zweck-Gutschein) sowie eine kurze Beschreibung der Lieferung oder der sonsti-
gen Leistung, zu deren Bezug der Gutschein berechtigt, ausreichend (vgl. hierzu
Abschnitt 3.17 Abs. 2). 6Bei einem Mehrzweck-Gutschein nach § 3 Abs. 15 UStG
unterliegt erst bei dessen Einlösung die tatsächliche Lieferung oder die tatsäch-
liche Erbringung der sonstigen Leistung der Umsatzsteuer (vgl. hierzu 
Abschnitt 3.17 Abs. 9); über diese Leistung ist dann nach den allgemeinen Rege-
lungen abzurechnen.“ 

b) Der bisherige Satz 5 wird neuer Satz 7. 

5. Abschnitt 17.2 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) 1Die Grundsätze der Absätze 1 und 3 gelten insbesondere bei der Ausgabe von
Preisnachlass- und Preiserstattungsgutscheinen. 2Als Gutscheine im Sinne dieses 
Abschnitts und in Abgrenzung zur Gutscheindefinition in § 3 Abs. 13 UStG bzw. 
Abschnitt 3.17 gelten allgemein schriftlich zugesicherte Rabatt- oder Vergütungsansprü-
che, z. B. in Form von Coupons, die ein Unternehmer zur Förderung seiner Umsätze aus-
gibt und die auf der gleichen oder nachfolgenden Umsatzstufe den Leistungsempfänger
berechtigen, die Leistung im Ergebnis verbilligt um den Nennwert des Gutscheins in
Anspruch zu nehmen. 3Der Nennwert des Gutscheins entspricht einem Bruttobetrag, d.h.
er schließt die Umsatzsteuer ein (vgl. Abschnitt 10.3 Abs. 1). 4Das Einlösen des Gutscheins 
kann in der Weise erfolgen, dass der begünstigte Abnehmer den Gutschein beim Erwerb
der Leistung an Zahlung statt einsetzt und der Zwischenhändler sich den Nennwert des
Gutscheins vom Unternehmer, der den Gutschein ausgegeben hat, oder in dessen Auftrag 
von einem anderen vergüten lässt (Preisnachlassgutschein) oder dass der begünstigte 



 
    

     
    

  
 

   
 

 
 
  

  
 

 
       

  
 

 
   

  
     

    
 

 
 
 

 

Seite 13 Abnehmer direkt vom Unternehmer, der den Gutschein ausgegeben hat, oder in dessen
Auftrag von einem anderen eine nachträgliche Vergütung erhält (Preiserstattungsgut-
schein). 5Bei den in § 3 Abs. 13 bis 15 UStG definierten Gutscheinarten (Einzweck-
und Mehrzweck-Gutscheine) handelt es sich im Gegensatz zu den Preisnachlass- bzw. 
Erstattungsgutscheinen um Gutscheine, die zur Einlösung gegen eine Lieferung von
Gegenständen oder zur Erbringung einer sonstigen Leistung verwendet werden
können. 6Die in Abschnitt 3.17 dargestellten Grundsätze sind nicht auf Gutscheine 
dieses Abschnitts anzuwenden.“ 

II. Anwendung 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind erstmals auf Gutscheine anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2018 ausgestellt werden. 

Es wird - auch für Zwecke des Vorsteuerabzugs - nicht beanstandet, wenn ab dem 
1. Januar 2019 und vor dem 2. Februar 2021 ausgestellte Gutscheine von den Beteiligten 
nicht entsprechend den Vorgaben dieses BMF-Schreibens behandelt worden sind. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 
Übergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten -
Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungserlass zum Herunterladen bereit. 

Im Auftrag 

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

http:http://www.bundesfinanzministerium.de
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